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Einleitung 

Das französische Verwaltungsrecht hat sowohl das deutsche als auch das 
europäische Recht vielfach beeinflußt. Der von 1882 bis 1903 an der Univer-
sität Straßburg lehrende Otto  Mayer\  der oft als Vater des deutschen Verwal-
tungsrechts bezeichnet wird, veröffentlichte  vor seinem für die weitere Ent-
wicklung des Verwaltungsrechts in Deutschland maßgebenden Werks 
„Deutsches Verwaltungsrecht" (1. Aufl. 1895/96), in dem er sich oft von fran-
zösischen Lösungen inspirieren ließ, die 1885 erschienene „Theorie des fran-
zösischen Verwaltungsrechts". Hierbei handelt es sich um eine Darstellung 
des damals als vorbildlich geltenden Rechts in Frankreich, das im Kern Er-
gebnis einer bereits knapp 100jährigen Rechtsprechung des Staatsrats (Conseil 
d'État) war. Später war besonders das französische Verwaltungsrecht - gerade 
bei den hier zu behandelnden Rechtsschutzfragen - prägend bei der Redaktion 
der Verträge der Europäischen Gemeinschaften und bei der Herausbildung 
eines Europäischen Verwaltungsrechts durch die Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofs. In jüngerer Zeit läßt sich etwa die Einrichtung des euro-
päischen Bürgerbeauftragten  (Art. 8 d, 138 e EGV) auf das Vorbild des seiner-
seits vom skandinavischen „Ombudsman" inspirierten französischen „Média-
teur" zurückfuhren.  Allerdings wird nicht nur das Europarecht einseitig durch 
die nationalen Rechtsordnungen beeinflußt. Ein Verhältnis der wechselseiti-
gen Einflußnahmen von nationalem und europäischem Verwaltungsrecht ist 
unverkennbar. Die Rechtsprechung des EuGH geht bei der Gewinnung allge-
meiner Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts von einer Synthese natio-
naler Rechtsregeln aus; die so gebildeten gemeinschaftsrechtlichen Normen 
strahlen ihrerseits auf die nationalen Rechtsordnungen zurück2. Mit der weiteren 
Entwicklung der europäischen Einigung, mit zunehmender Mobilität der Bür-
ger, verstärkter Kooperation und Verflechtungen auf wirtschaftlichem Gebiet, 
aber auch auf Regierungs- und Verwaltungsebene oder einfach nur mit dem 

1 Zu ihm vgl. Heyen,  Otto Mayer: Frankreich und das Deutsche Reich, Der Staat 19 
(1980), S. 444 ff.;  ders.,  Otto Mayer, Studien zu den geistigen Grundlagen seiner Ver-
waltungsrechtswissenschaft. 

2 Vgl. Schwarze,  Europäisches Verwaltungsrecht, Bd. I, S. 90 ff.;  ders.,  Das Ver-
waltungsrecht unter europäischem Einfluß. Zur Konvergenz der mitgliedstaatlichen 
Verwaltungsrechtsordnungen in der Europäischen Union; sowie Classen,  Die Europäi-
sierung der Verwaltungsgerichtsbarkeit; v. Danwitz,  Verwaltungsrechtliches System 
und Europäische Integration. 

2 Koch 
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wachsenden Bedürfnis nach Informationsaustausch und Berichterstattung aus 
den Nachbarländern, ist die Kenntnis auch ihrer Rechtsordnungen bedeut-
samer geworden. Dies gilt gleichermaßen für das zumeist weniger beachtete 
Verwaltungsrecht. Seine Darstellung und rechtsvergleichende Analyse aus der 
Sicht des deutschen Juristen ist daher nicht nur von akademischem Interesse; 
ein Überblick über die im Mittelpunkt dieser Arbeit stehenden Rechtsbehelfe 
im Verwaltungsrecht dürfte auch von praktischer Bedeutung sein. 

Die Möglichkeiten des Bürgers, in verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten 
Rechtsschutz zu erlangen, bezeichnet man in Frankreich als recours.  Dieser 
Terminus (lat. recursus)  wird seit dem Ancien Régime für Rechtsbehelfe ver-
wendet, die vor politischen oder administrativen Organen bzw. vor den Ver-
waltungsgerichten erhoben werden. Der Begriff  action  findet dagegen auf die 
Klageverfahren  vor der ordentlichen Gerichtsbarkeit Anwendung. Als eines 
der Kerngebiete des Verwaltungsrechts haben die verwaltungsrechtlichen 
Rechtsbehelfe mit rechtsvergleichendem Blick auf Frankreich bereits anläßlich 
der Gründung der Europäischen Gemeinschaften Beachtung gefunden3. Später 
wurden Einzelaspekte vertieft4. Eine detailliertere aktuelle Darstellung der 
einzelnen verwaltungsrechtlichen Rechtsbehelfe in Frankreich fehlte jedoch. 
Außerdem konzentrierte sich die vorliegende rechtsvergleichende Literatur im 
wesentlichen auf das Hauptverfahren  des französischen Verwaltungsprozesses: 
den recours  pour  excès de pouvoir*,  der auf die Aufhebung einer rechtswidri-
gen Verwaltungsentscheidung gerichtet ist. Dieser steht zwar auch in Frank-
reich vom wissenschaftlichen Interesse her im Vordergrund. Hinsichtlich sei-
ner praktischen Bedeutung ist er allerdings gleichberechtigt mit den verschie-
denen Verfahrensarten  der „vollen Gerichtsbarkeit" (plein  contentieux ), von 
denen der allgemeine recours de pleine  juridiction  der wichtigste ist6. Die 
Klageverfahren  des plein  contentieux , mit denen der Verwaltungsrichter die 
Verwaltung zu einer Leistung verurteilen kann, und die Verfahren,  in denen 
der Richter lediglich feststellende Befugnisse hat (recours  déclaratifs )7, haben 
aus deutscher Sicht bisher kaum Beachtung gefunden. Gleiches gilt für die 

3 Lacking,  Die Grundlagen der französischen Verwaltungsgerichtsbarkeit; Wagner, 
Die Anfechtungsklage des französischen Verwaltungsrechtes; Schmidt,  Die Anfech-
tungsklage gegen Verwaltungsakte im französischen Verwaltungsrecht; Fromont, 
Rechtsschutz gegenüber der Verwaltung. 

4 Insbesondere Schiette,  Die verwaltungsgerichtliche Kontrolle von Ermessensakten 
in Frankreich; neuerdings auch Berst,  Der Grundsatz der Gewaltentrennung im franzö-
sischen Verwaltungsprozeßrecht. Eine Untersuchung über Grundlagen und Grenzen 
des französischen Verwaltungsprozesses; vgl. im übrigen die Nachweise bei Autexier/ 
Genius-Devime,  Das Französische Öffentliche  Recht in deutscher Sprache, JöR 38 
(1989), S. 251,263 f. 

5 Unten 3. Teil, B, S. 104. 
6 Unten 3. Teil, C S. 209,213. 
7 Unten 3. Teil, D, S. 229. 



Einleitung 

verwaltungsinternen Rechtsbehelfe {recours  administratifs)  und für die alter-
nativ oder komplementär nutzbaren Möglichkeiten, einen verwaltungsrecht-
lichen Streit außergerichtlich beizulegen. Diese Lücke soll mit dieser Arbeit 
gefüllt werden. Eine allgemeine Darstellung der deutschen Rechtslage zu Ver-
gleichszwecken erschien dabei nicht erforderlich.  Soweit sich vom deutschen 
Standpunkt aus interessante rechtsvergleichende Gesichtspunkte ergeben, 
werden diese an Ort und Stelle behandelt. 

Bei der Untersuchung der verwaltungsinternen Rechtsschutzmöglichkeiten 
im Zweiten  Teil  der Arbeit und der unterschiedlichen verwaltungsgericht-
lichen Klageverfahren  im Dritten  Teil  wird durchgängig auch das materielle 
(allgemeine) Verwaltungsrecht berücksichtigt, das wegen der im französischen 
Verwaltungsrecht besonders engen Verbindung zu den prozessualen Regeln 
bei der Behandlung letzterer nicht vernachlässigt werden kann. Darüber hin-
aus sind auch die historischen und verfassungsrechtlichen  Grundlagen Gegen-
stand dieser Arbeit, die insbesondere im Ersten  Teil  behandelt werden. Ohne 
deren Kenntnis kann das System des Verwaltungsrechtsschutzes in Frankreich 
nicht erklärt werden. 

Ein besonderes Interesse an einer Untersuchung der verwaltungsgericht-
lichen Klageverfahren  bestand schließlich vor dem Hintergrund der jüngsten 
Reform des französischen Verwaltungsprozesses durch die Gesetze vom 6. 1. 
1995 und vom 8. 2. 1995. Deren (auch in Frankreich so bewertete) spektaku-
lärste und umwälzendste Neuerung liegt in der Zulassung sog. injonctions. 
Dabei handelt es sich um Anweisungen, mit denen der Verwaltungsrichter die 
Verwaltung nunmehr zur Vornahme bestimmter Handlungen verpflichten 
kann. Bislang war jeglicher Verpflichtungsantrag  sowie ein direkter Ver-
pflichtungsausspruch im Urteil nach einer für das französische Verwaltungs-
prozeßrecht charakteristischen, auf Gesetzestexte der Revolutionszeit zurück-
gehenden Rechtstradition unzulässig. Besonderes Augenmerk soll daher auf 
die mit der Neuregelung verbundenen und aus deutscher Sicht noch nicht ge-
würdigten neuen Rechtsschutzmöglichkeiten im französischen Verwaltungs-
prozeßrecht gelegt werden. 


